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Vorhaben: Aufstellun gsverfah ren 5. Anderu ng FN P Kroppenstedt
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange gemäß g 4 Abs. 1 BauGB

lm o. g. Planverfahren wurde der Landkreis Börde mit Schreiben vom
14.02.2024 als Träger öffentlicher Belange beteiligt.

Folgende Unterlagen wurden eingereicht:
. Vorentwurf Planzeichnung M 1: 2.500 (Stand: 1012023)
o Vorentwurf Begründung

Seitens des Landkreises wird mit folgenden Hinweisen und Anregun-
gen Stellung genommen:

Amt für Planung und Umwelt

Raumo rdnunq

Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Gesetz über den
Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010)
vom 11.03.2011 (GVBI LSA Nr. 612011, S. 160) und die konkreten
Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungs-
plan (REP MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am
17.05.2006, genehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am
30.06.2006 (außer Teilplan Wind, der durch Urteil des BVenruG 2016
außer Kraft gesetzt wurde)) festgestellt.
Der Regionale Entwicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Mag-
deburg befindet sich zuzeit in Neuaufstellung.
Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu
beachten.
Gemäß $ 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt
(LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (cVBl. LSA S. 170), geändert durch
Gesetz zur Anderung des Landesentwicklungs-gesetzes Sachsen-An-
halt vom 30. Oktober 2017 (GVBI. LSA S. 203) ist der Antragsteller
verpf I ichtet, der obersten Landesentwi ckl ungsbehörde (M i n isteri u m fü r
Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Referat
24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mitzuteilen
und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Ver-
einbarkeit der oben genannten Planung/Maßnahme mit den Zielen der
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Raumordnung erfolgt dann durch die gemäß $ 2 Abs. 2 Nr. l0 LEntwG LSA zuständige oberste
Landesentwicklungsbehörde nach $ 13 Abs. 2 LEntwG LSA.
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme
der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen.

Begründung:
Beim o.g. Vorhaben handelt es sich um die 5. Anderung des FNP zur Enrveiterung des Sonder-
gebietes für Windenergie. Ziel ist der verstärkte Ausbau von Windenergie im nördlichen Teil der
Gemarkung Kroppenstedt. Mit der Enrueiterung des Sondergebietes für Windenergie sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Planung und Errichtung weiterer Windenergieanla-
gen in der Gemarkung Kroppenstedt geschaffen und damit der verstärkte Ausbau der Wind-
energie gefördert werden. Die Anderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren
zum Bebauu ngsplanverfah ren,,Windpark Kroppenstedt West".

Somit sind die Tatbestände nach Pkt. 3.3 des Rd. Erl. nicht erfüllt.

Sollte die oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass eine raumbedeutsame Pla-
nung vorliegt, sind die Ziele der Raumordnung zu beachten.

Bauleitplanunq

Gemäß $ 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es fur
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist, dabei hat sich die Bauleitplanung an
die Ziele der Raumordnung anzupassen (Abs. 4).

Die VG Westliche Börde beabsichtigt in der Gemeinde Kroppenstedt den Flächennutzungsplan
für die künftige städtebauliche Entwicklung zu ändern sowie die Sicherung einer bedarfsgerech-
ten Bereitstellung von Entwicklungsflächen für Windkraftanlagen zu sichern.

Die Erforderlichkeit der Genehmigung der Anderung des Flächennutzungsplans der VG Westli-
che Börde gemäß $ 6 Abs. 1 BaUGB ist in die Begründung zum Beispiel Pkt. 1 aufzunehmen.

Aus städtebaulicher Sicht bestehen keine Einwände oder Bedenken gegen die Fortschreibung
des Flächennutzungsplanes, es ergeben sich folgende Hinweise.

Abfallüberwachunq

Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht der 5. Anderung FNP Kroppenstedt nichts
entgegen.

Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Amt für Pla-
nung und Umwelt des Landkreises Börde anzuzeigen.

Naturschutz und Forsten

Es gibt keine grundsätzlichen Bedenken der unteren Naturschutzbehörde gegen die 5. Ande-
rung des Flächennutzungsplans Kroppenstedt.

lmmissionsschutz

Es bestehen keine grundsätzlichen immissionsschutzrechtlichen Bedenken.

lm weiteren Verlauf der Planung ist dann auch der lmmissionsschutz und dessen Belang zu
prüfen.
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Wassenruirtschaft

Abwasser:
Abwasserrechtliche Sachverhalte werden nicht berührt.

Niederschlagswasser:
Aus Sicht der Niederschlagswasserbeseitigung bestehen keine Einwände

Trinkwasser/ G rundwasser:
Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 5. Anderung des FNP
Kroppenstedt.

Wasserbau:
Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen die 5. Anderung des Flächennutzungsplans Krop-
penstedt grundsätzlich keine Bedenken.

Hinweise
Das Plangebiet befindet sich gemäß S 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) außerhalb festge-
setzter Überschwemmungsgebiete und außerhalb von Hochwasserrisikogebieten (S 78b WHG)
Gewässer erster Ordnung sind vom Vorhabengebiet nicht betroffen.

Zu beachten ist, dass an der westlichen Grenze des Plangebietes der "Sieckgraben" als Ge-
wässer zweiter Ordnung verläuft.

Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung gelten für den angrenzenden
Gewässerrandstreifen, die Bestimmungen und Verbote gemäß S 38 WHG i.V.m. $ 50 Wasser-
gesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA). Der Gewässerrandstreifen beträgt bei Gewäs-
sern zweiter Ordnung im Außenbereich nach $ 50 Abs. 1 WG LSA 5 Meter ab Böschungsober-
kante. lnnerhalb bebauter Ortsteile ist die "Verordnung über die Unterhaltung der Gewässer
zweiter Ordnung" (Unterhaltungsordnung) im Landkreis Börde vom 19.05.2011 zu beachten.

Für Baumaßnahmen im/am Gewässer, einschließlich des Gewässerrandstreifens, ist gemäß $
36 WHG i.V.m. $ 49 Abs. '1 WG LSA bzw. 38 WHG i.V.m. S 50 WG LSA eine wasserrechtliche
Genehmigung erforderlich. Hierfur ist gesondert ein Antrag bei der unteren Wasserbehörde zu
stellen.

Mögliche Verrohrungen des Gewässers dürfen in keiner Form bebaut werden. Ausnahmen kön-
nen im Einzelfall von der unteren Wasserbehörde auf Grundlage eines Antrags nach $ 36 WHG
i.V.m. $ 49 Abs. 1 WG LSA geprüft und bewilligt werden.

Rechtsamt
Sicherheit und Ordnunq

Für die Flurstücke

Gemarkunq Flur Flurstuck/e
Kroppenstedt 2 34, 37 11, 4011, 4012, 43, 44, 4611, 4612, 4811, 5011, 51, 55,

5711 , 59, 6011, 62, 6311, 6312, 6313, 64,65/1 , 66, 67, 69,
7011,7211,7611,7911, 80, 8311, 8312, 119135, 124147 ,

127152, 128t54, 129t54, 130t54, 131154, 132t54, 133t54,
135/83, 138/83, 150/81 ,151165,152165,153/65, , 156/53,
157 153, 158/53, 160t37, 161t63, 162163, 164t63, 165/63,
166/63, 17 1138, 172138, 173138, 197181, 198/81, 199/36,
200 I 36, 204 I 52, 205 I 52, 206 I 39, 207 I 39, 2081 39, 209 I 39,
21 0 139, 21 1 I 56, 2121 56, 21 81 48, 221 13, 2251 35, 2261 35
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wurde kein Verdacht auf eine Kampfmittelbelastung festgestellt

Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdein-
greifenden Maßnahmen im Planbereich nicht zwingend mit dem Auffinden von Kampfmitteln zu
rechnen.
Hinderungsgründe, die durch einen Kampfmittelverdacht begründet sein könnten, liegen nicht
vor.

Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon nie hinreichend sicher ganz ausgeschlos-
sen werden kann, ist der Antragsteller auf die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und
auf die Bestimmungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schäden durch
Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04 .2015 (GVBI. LSA Nr. 812015, S. 167 ff.) hinzuweisen.

Zum weiteren Verfahrensverlauf
lm weiteren Verfahren der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß $ 3 Abs. 2 Salz I und 2 BauGB
ist der Entwurf des Bauleitplanes mit der Begründung und den nach der Einschätzung der Ge-
meinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen auszulegen.
Welche Arten umweltbezogener lnformationen verfügbar sind, sind ebenfalls bekannt zu ma-
chen.

Nach Urteil Bundesveruraltungsgericht vom 18.07 .2013, Az'.4 CN 3/12 wird die Gemeinde ver-
pflichtet, die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen
nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der Auslegungsbekanntmachung
schlagwortartig zu charakterisieren.

Sind diese Hinweise in der öffentlichen Bekanntmachung der Auslegung nicht enthalten, so
handelt es sich um einen beachtlichen Fehler. Dieser beachtliche Fehler führt zur Versagung
des Planes.

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.

lm Auftrag

rr Paasche
Amtsleiter


